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Erläuterungen  
zu den Rechten der Aktionäre 
 
Ordentliche Hauptversammlung – als virtuelle Hauptversammlung 
ohne physische Präsenz der Aktionäre – der Gerresheimer AG 
am 5. Juni 2024, 10:00 Uhr MESZ 

 

 

 

Erläuterungen zu den Rechten der Aktionäre nach § 122 Abs. 2, § 126 Abs. 1, § 127 AktG, § 130a AktG, 

§ 131 Abs. 1 AktG sowie § 118a Abs. 1 Satz 2 Nr. 8 i.V.m. § 245 AktG 

 

 Die Hauptversammlung wird gemäß § 118a AktG i.V.m. § 26n EGAktG als virtuelle Hauptversammlung abgehalten. Die 

Einberufung zur virtuellen Hauptversammlung enthält Angaben zu den Rechten der Aktionäre nach § 122 Abs. 2 AktG, 

§ 126 Abs. 1 AktG, § 127 AktG, § 130a AktG, § 131 Abs. 1 AktG sowie § 118a Abs. 1 Satz 2 i.V.m. § 245 AktG. Nachfol-

gende Angaben dienen einer weitergehenden Erläuterung dieser Regelungen. 

 

I. Anträge auf Ergänzung der Tagesordnung nach § 122 Abs. 2 AktG 

Aktionäre, deren Anteile zusammen einen anteiligen Betrag am Grundkapital von 500.000 Euro (entspricht derzeit 

500.000 Aktien) erreichen, können gemäß § 122 Abs. 2 AktG verlangen, dass Gegenstände auf die Tagesordnung ge-

setzt und bekanntgemacht werden.  

 

Das Ergänzungsverlangen ist an den Vorstand der Gerresheimer AG (nachfolgend "Gesellschaft") zu richten. Es ist 

entweder schriftlich an die folgende Andresse 

 

Gerresheimer AG 

- Vorstand -  

Klaus-Bungert-Str. 4 

40468 Düsseldorf  

 

oder in elektronischer Form mit qualifizierter elektronischer Signatur (§ 126a BGB) per E-Mail an die folgende Adresse  

 

gerresheimer.ir@gerresheimer.com 

 

zu übermitteln. Anderweitig adressierte Anträge auf Ergänzung der Tagesordnung werden nicht berücksichtigt.  

 

Das Verlangen muss der Gesellschaft mindestens 30 Tage vor der Hauptversammlung zugehen; der Tag des Zugangs 

und der Tag der Hauptversammlung sind nicht mitzurechnen. Letztmöglicher Zugangstermin ist somit Sonntag, der 

5. Mai 2024, 24:00 Uhr MESZ. Später zugegangene Ergänzungsverlangen werden nicht berücksichtigt. 

 

Jedem neuen Gegenstand der Tagesordnung muss eine Begründung oder eine Beschlussvorlage beiliegen. Antragstel-

ler haben nachzuweisen, dass sie seit mindestens 90 Tagen vor dem Tag des Zugangs des Verlangens Inhaber der 

Aktien sind und dass sie die Aktien bis zur Entscheidung des Vorstands über den Antrag halten. Für den Nachweis 

reicht eine entsprechende Bestätigung des depotführenden Kreditinstituts aus. 
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§ 121 Absatz 7 AktG ist auf die Fristberechnung entsprechend anzuwenden. Danach sind bei Fristen und Terminen, 

die von der Versammlung zurückberechnet werden, der Tag der Versammlung nicht mitzurechnen. Eine Verlegung von 

einem Sonntag, einem Sonnabend oder einem Feiertag auf einen zeitlich vorausgehenden oder nachfolgenden Werktag 

kommt zudem nicht in Betracht. Die §§ 187 bis 193 BGB sind nicht entsprechend anzuwenden. Der Tag des Zugangs 

des Verlangens ist ebenfalls nicht mitzurechnen. Bei der Berechnung der Mindestbesitzdauer ist ferner § 70 AktG zu 

beachten. Unter den dort genannten Voraussetzungen wird wirtschaftliches Eigentum dem juristischen Eigentum 

gleichgestellt.  

 

Der Antrag ist von allen Aktionären, die zusammen das erforderliche Quorum erreichen, oder ihren ordnungsgemäß 

bestellten Vertretern zu unterzeichnen oder in elektronischer Form gemäß § 126a BGB (d.h. mit qualifizierter elektro-

nischer Signatur) einzureichen.  

 

Bekanntzumachende Ergänzungen der Tagesordnung werden – soweit sie nicht bereits mit der Einberufung bekannt 

gemacht wurden – unverzüglich nach Zugang des Verlangens im Bundesanzeiger bekannt gemacht und solchen Medien 

zur Veröffentlichung zugeleitet, bei denen davon ausgegangen werden kann, dass sie die Information in der gesamten 

Europäischen Union verbreiten. Sie werden außerdem auf der Internetseite 

 

www.gerresheimer.com/hv 

 

bekannt gemacht und nach § 125 Abs. 1 Satz 3 AktG mitgeteilt.  

 

 

II. Gegenanträge und Wahlvorschläge von Aktionären nach §§ 126 Abs. 1 und 127 AktG 

Aktionäre können gemäß § 126 Abs. 1 AktG Gegenanträge gegen Vorschläge von Vorstand und/oder Aufsichtsrat zu 

bestimmten Punkten der Tagesordnung stellen.  

Zu Tagesordnungspunkt 6 (Billigung des nach § 162 AktG erstellten und geprüften Vergütungsberichts für das          

Geschäftsjahr 2023 (1. Dezember 2022 – 30. November 2023)) kann kein Gegenantrag gestellt werden. 

 

Gegenanträge und ein Nachweis der Aktionärseigenschaft sind ausschließlich per E-Mail an: 

 

gerresheimer.ir@gerresheimer.com 

 

zu richten.  

 

Gemäß § 126 Abs. 1 AktG sind Anträge von Aktionären einschließlich des Namens des Aktionärs, der Begründung und 

einer etwaigen Stellungnahme der Verwaltung den in § 125 Abs. 1 bis 3 AktG genannten Berechtigten unter den dorti-

gen Voraussetzungen sowie über die Internetseite der Gesellschaft www.gerresheimer.com/unternehmen/investor-re-

lations/hauptversammlung zugänglich zu machen, wenn der Aktionär mindestens 14 Tage vor der Hauptversammlung 

der Gesellschaft einen Gegenantrag gegen einen Vorschlag von Vorstand und/oder Aufsichtsrat zu einem bestimmten 

Punkt der Tagesordnung mit Begründung an die vorstehende Adresse übersandt hat. Der Tag des Zugangs und der 

Tag der Hauptversammlung sind nicht mitzurechnen. Letztmöglicher Zugangstermin ist somit Dienstag, der 21. Mai 

2024, 24:00 Uhr MESZ.  

 

Ein Gegenantrag und dessen Begründung brauchen nach § 126 Abs. 2 Satz 1 AktG nicht zugänglich gemacht zu wer-

den, 

 

1. soweit sich der Vorstand durch das Zugänglichmachen strafbar machen würde, 

 

2. wenn der Gegenantrag zu einem gesetz- oder satzungswidrigen Beschluss der Hauptversammlung führen 

würde, 
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3. wenn die Begründung in wesentlichen Punkten offensichtlich falsche oder irreführende Angaben oder 

wenn sie Beleidigungen enthält, 

 

4. wenn ein auf denselben Sachverhalt gestützter Gegenantrag des Aktionärs bereits zu einer Hauptver-

sammlung der Gesellschaft nach § 125 AktG zugänglich gemacht worden ist, 

 

5. wenn derselbe Gegenantrag des Aktionärs mit wesentlich gleicher Begründung in den letzten fünf Jahren 

bereits zu mindestens zwei Hauptversammlungen der Gesellschaft nach § 125 AktG zugänglich gemacht 

worden ist und in der Hauptversammlung weniger als der zwanzigste Teil des vertretenen Grundkapitals 

für ihn gestimmt hat, 

 

6. wenn der Aktionär zu erkennen gibt, dass er an der Hauptversammlung nicht teilnehmen und sich nicht 

vertreten lassen wird, oder 

 

7. wenn der Aktionär in den letzten zwei Jahren in zwei Hauptversammlungen einen von ihm mitgeteilten 

Gegenantrag nicht gestellt hat oder nicht hat stellen lassen. 

 

Die Begründung braucht gemäß § 126 Abs. 2 Satz 2 AktG nicht zugänglich gemacht zu werden, wenn sie insgesamt 

mehr als 5.000 Zeichen beträgt. Stellen mehrere Aktionäre zu demselben Gegenstand der Beschlussfassung Gegenan-

träge, so kann der Vorstand die Gegenanträge und ihre Begründungen gemäß § 126 Abs. 3 AktG zusammenfassen. 

 

Jeder Aktionär hat zudem das Recht, Wahlvorschläge zur Wahl von Abschlussprüfern (Tagesordnungspunkt 5 der Ein-

berufung) zu unterbreiten. Für diese Wahlvorschläge gelten die vorstehenden Ausführungen gemäß § 127 Satz 1 AktG 

sinngemäß. Wahlvorschläge von Aktionären brauchen jedoch nicht begründet zu werden. Wahlvorschläge zur Wahl des 

Abschlussprüfers brauchen auch dann nicht zugänglich gemacht zu werden, wenn bei einer vorgeschlagenen natürli-

chen Person nicht der Name, der ausgeübte Beruf und den Wohnort, oder bei einer vorgeschlagenen Wirtschaftsprü-

fungsgesellschaft nicht Firma und Sitz enthalten sind.  

 

Zugänglich zu machende Gegenanträge oder Wahlvorschläge gelten in der virtuellen Hauptversammlung als im Zeit-

punkt der Zugänglichmachung gestellt. Das Stimmrecht zu derartigen Anträgen kann ausgeübt werden, auch schon 

vor der Hauptversammlung, wenn die Voraussetzungen für die Stimmrechtsausübung erfüllt sind. Sofern der Aktionär, 

der den zugänglich gemachten Antrag oder Wahlvorschlag gestellt hat, nicht ordnungsgemäß zur Hauptversammlung 

angemeldet ist, muss der Antrag in der Hauptversammlung nicht behandelt werden. 

 

Elektronisch zur Hauptversammlung zugeschaltete Aktionäre haben zudem das Recht, in der Hauptversammlung Ge-

genanträge im Sinne des § 126 AktG zu stellen und Wahlvorschläge im Sinne des § 127 AktG zu unterbreiten, unab-

hängig davon, ob sie zugänglich gemacht wurden oder nicht. Solche Anträge und Wahlvorschläge dürfen Bestandteil 

eines Redebeitrags sein. Zur Ausübung dieser Rechte in der Hauptversammlung ist die von der Gesellschaft angebotene 

Videokommunikation im InvestorPortal zu verwenden, womit zur Ausübung eine elektronische Zuschaltung der Aktio-

näre zur Hauptversammlung erforderlich ist. Die Ausübung erfordert, dass jeder Aktionär zuvor im InvestorPortal eine 

Wortmeldung abgibt. Dies ist ausschließlich am Tag der Hauptversammlung ab 09:30 Uhr (MESZ) möglich. 

 

Die vorstehenden Rechte können auch von bevollmächtigten Dritten eines Aktionärs ausgeübt werden. Die von der 

Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreter üben die vorstehenden Recht jedoch nicht für die sie bevollmächtigenden 

Aktionäre aus.  

 

Die Gesellschaft behält sich vor, die Funktionsfähigkeit der Videokommunikation zwischen Aktionär oder Bevollmäch-

tigten und Gesellschaft in der Versammlung zuvor zu überprüfen und die Wortmeldung zurückzuweisen, sofern die 

Funktionsfähigkeit nicht sichergestellt ist. 

 

Die Stimmrechtsausübung über Gegenanträge oder Wahlvorschläge ist ausschließlich über das InvestorPortal möglich. 
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III. Recht zur Einreichung von Stellungnahmen gemäß §§ 130a Absatz 1 bis 4 AktG 

Ordnungsgemäß zur Hauptversammlung angemeldete Aktionäre haben das Recht, vor der Hauptversammlung Stel-

lungnahmen zu den Gegenständen der Tagesordnung im Wege elektronischer Kommunikation über das InvestorPortal 

unter  

 

www.gerresheimer.com/hv 

 

in Textform einzureichen.  

 

Stellungnahmen sind bis spätestens fünf Tage vor der Hauptversammlung, d.h. bis zum Donnerstag, 30. Mai 2024, 

24:00 (MESZ) einzureichen. Ihr Umfang darf 10.000 Zeichen nicht überschreiten. Je Depot kann nur eine Stellung-

nahme eingereicht werden.  

 

Eingereichte Stellungnahmen, die diesen Anforderungen genügen, werden spätestens vier Tage vor der Hauptversamm-

lung, d.h. bis zum Freitag, 31. Mai 2024, 24:00 (MESZ) im InvestorPortal unter Veröffentlichung des Namens des 

Aktionärs zugänglich gemacht. Stellungnahmen werden nicht zugänglich gemacht, soweit sich der Vorstand durch das 

Zugänglichmachen strafbar machen würde, die Stellungnahme in wesentlichen Punkten offensichtlich falsche oder 

irreführende Angaben oder Beleidigungen enthält, oder wenn der einreichende Aktionär zu erkennen gibt, dass er an 

der Hauptversammlung nicht teilnehmen und sich nicht vertreten lassen wird. 

 

Fragen, Anträge, Wahlvorschläge und Widersprüche gegen Beschlüsse der Hauptversammlung, die in Stellungnahmen 

enthalten sind, werden nicht als solche berücksichtigt. Diese sind ausschließlich auf den in dieser Einberufung geson-

dert angegebenen Wegen einzureichen bzw. zu stellen oder zu erklären. 

 

 

IV. Rederecht der Aktionäre gemäß § 130a Absatz 5 und 6 AktG 

Elektronisch zur Hauptversammlung zugeschaltete Aktionäre haben ein Rederecht in der Hauptversammlung. Aus-

kunftsverlangen dürfen Bestandteil eines Redebeitrags sein. Ebenso dürfen Anträge und Wahlvorschläge Bestandteil 

des Redebeitrags sein. 

 

Zur Ausübung des Rederechts ist die von der Gesellschaft angebotene Videokommunikation im InvestorPortal zu ver-

wenden, womit zur Ausübung eine elektronische Zuschaltung der Aktionäre zur Hauptversammlung erforderlich ist. 

Die Ausübung des Rederechts erfordert, dass jeder Aktionär oder sein Bevollmächtigter zuvor im InvestorPortal eine 

Wortmeldung abgibt. Dies ist ausschließlich am Tag der Hauptversammlung ab 09:30Uhr (MESZ) bis zu dem vom 

Versammlungsleiter festgelegten Zeitpunkt möglich.  

 

Das Rederecht kann auch von bevollmächtigten Dritten eines Aktionärs ausgeübt werden. Die von der Gesellschaft 

benannten Stimmrechtsvertreter üben dieses Recht jedoch nicht für die sie bevollmächtigenden Aktionäre aus.  

 

Die Gesellschaft behält sich vor, die Funktionsfähigkeit der Videokommunikation zwischen Aktionär oder Bevollmäch-

tigten und Gesellschaft in der Versammlung zuvor zu überprüfen und die Wortmeldung zurückzuweisen, sofern die 

Funktionsfähigkeit nicht sichergestellt ist.  

 

Der Versammlungsleiter ist gemäß § 18 Absatz 3 der Satzung der Gesellschaft berechtigt, das Rederecht der Aktionäre 

und Aktionärsvertreter zeitlich angemessen zu beschränken. Er ist insbesondere ermächtigt, während der Hauptver-

sammlung einen zeitlich angemessenen Rahmen für deren gesamten Verlauf, für einzelne Tagesordnungspunkte und 

einzelne Redebeiträge zu setzen. Diese Ermächtigung gilt auch für die virtuelle Hauptversammlung.  
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V. Auskunftsrecht der Aktionäre gemäß § 131 AktG 

Elektronisch zur Hauptversammlung zugeschaltete Aktionäre haben ein Auskunftsrecht in der Hauptversammlung. Eine 

Einreichung von Fragen im Vorfeld der Hauptversammlung ist nicht möglich. 

 

Zur Ausübung des Auskunftsrechts ist die von der Gesellschaft angebotene Videokommunikation im InvestorPortal zu 

verwenden, womit zur Ausübung eine elektronische Zuschaltung der Aktionäre zur Hauptversammlung erforderlich ist. 

Die Ausübung des Auskunftsrechts erfordert, dass jeder Aktionär oder sein Bevollmächtigter zuvor im InvestorPortal 

eine Wortmeldung abgibt. Dies ist ausschließlich am Tag der Hauptversammlung ab 09:30Uhr (MESZ) bis zu dem vom 

Versammlungsleiter festgelegten Zeitpunkt möglich.  

 

Das Auskunftsrecht kann auch von bevollmächtigten Dritten eines Aktionärs ausgeübt werden. Die von der Gesellschaft 

benannten Stimmrechtsvertreter üben dieses Recht jedoch nicht für die sie bevollmächtigenden Aktionäre aus.  

 

Die Gesellschaft behält sich vor, die Funktionsfähigkeit der Videokommunikation zwischen Aktionär oder Bevollmäch-

tigten und Gesellschaft in der Versammlung zuvor zu überprüfen und die Wortmeldung zurückzuweisen, sofern die 

Funktionsfähigkeit nicht sichergestellt ist. 

 

Der Versammlungsleiter ist gemäß § 18 Absatz 3 der Satzung der Gesellschaft berechtigt, das Fragerecht der Aktionäre 

und Aktionärsvertreter zeitlich angemessen zu beschränken. Er ist insbesondere ermächtigt, während der Hauptver-

sammlung einen zeitlich angemessenen Rahmen für deren gesamten Verlauf, für einzelne Tagesordnungspunkte und 

einzelne Frage- bzw. Redebeiträge zu setzen. Diese Ermächtigung gilt auch für die virtuelle Hauptversammlung.  

 

Das Auskunftsrecht der Aktionäre umfasst gemäß § 131 Abs. 1 AktG die Auskunft über Angelegenheiten der Gesell-

schaft, soweit diese zur sachgemäßen Beurteilung eines Gegenstands der Tagesordnung erforderlich ist. Die Auskunfts-

pflicht des Vorstands erstreckt sich auch auf die rechtlichen und geschäftlichen Beziehungen der Gesellschaft zu den 

mit ihr verbundenen Unternehmen. Des Weiteren betrifft die Auskunftspflicht auch die Lage des Konzerns und der in 

den Konzernabschluss einbezogenen Unternehmen. 

 

Der Vorstand darf die Auskunft gemäß § 131 Abs. 3 AktG verweigern,  

 

1. soweit die Erteilung der Auskunft nach vernünftiger kaufmännischer Beurteilung geeignet ist, der Gesell-

schaft oder einem verbundenen Unternehmen einen nicht unerheblichen Nachteil zuzufügen, 

 

2. soweit sie sich auf steuerliche Wertansätze oder die Höhe einzelner Steuern bezieht,  

 

3. über den Unterschied zwischen dem Wert, mit dem Gegenstände in der Jahresbilanz angesetzt worden 

sind, und einem höheren Wert dieser Gegenstände, es sei denn, dass die Hauptversammlung den Jahres-

abschluss feststellt,  

 

4. über die Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden, soweit die Angabe dieser Methoden im Anhang aus-

reicht, um ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertrags-

lage der Gesellschaft im Sinne des § 264 Absatz 2 HGB zu vermitteln; dies gilt nicht, wenn die Hauptver-

sammlung den Jahresabschluss feststellt,  

 

5. soweit sich der Vorstand durch die Erteilung der Auskunft strafbar machen würde,  

 

6. soweit bei einem Kreditinstitut, Finanzdienstleistungsinstitut oder einem Wertpapierinstitut Angaben über 

angewandte Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden sowie vorgenommene Verrechnungen im Jahresab-

schluss, Lagebericht, Konzernabschluss oder Konzernlagebericht nicht gemacht zu werden brauchen,  

 

7. soweit die Auskunft auf der Internetseite der Gesellschaft über mindestens sieben Tage vor Beginn und in 

der Hauptversammlung durchgängig zugänglich ist. 
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Aus anderen Gründen darf die Auskunft nicht verweigert werden.  

 

Ist einem Aktionär wegen seiner Eigenschaft als Aktionär eine Auskunft außerhalb der Hauptversammlung gegeben 

worden, so ist sie gemäß § 131 Abs. 4 AktG jedem anderen Aktionär auf dessen Verlangen in der Hauptversammlung 

zu geben, auch wenn sie zur sachgemäßen Beurteilung des Gegenstands der Tagesordnung nicht erforderlich ist. Ein 

entsprechendes Verlangen ist im Wege der Videokommunikation im Rahmen eines Wortbeitrags über das InvestorPo-

rtal in der Hauptversammlung zu stellen. Der Vorstand darf in diesem Fall die Auskunft nicht nach den zuvor genannten 

Nummern 1 bis 4 verweigern. 

 

Wird einem Aktionär eine Auskunft verweigert, so kann er gemäß § 131 Abs. 5 AktG verlangen, dass seine Frage und 

der Grund, aus dem die Auskunft verweigert worden ist, in die Niederschrift über die Verhandlung aufgenommen wer-

den. Dieses Verlangen ist über das InvestorPortal zu übermitteln. 

 

 

VI. Widerspruchsrecht der Aktionäre 

Ordnungsgemäß angemeldete Aktionäre oder ihre Bevollmächtigten können vom Beginn bis zum Ende der virtuellen 

Hauptversammlung über das InvestorPortal mittels der dafür vorgesehenen Schaltfläche auf elektronischem Weg Wi-

derspruch gegen Beschlüsse der Hauptversammlung zu Protokoll des amtierenden Notars erklären. Die Stimmrechts-

vertreter der Gesellschaft erklären keine Widersprüche gegen Beschlüsse der Hauptversammlung zu Protokoll des 

amtierenden Notars. 

 


